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ABSCHNITT 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zweck des Gesetzes

 Dieses Gesetz trifft ergänzende Regelungen zur Durchführung der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1, ber. ABl. L 314 vom 22. November
2016, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung sowie Regelungen für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt.

§ 2
Anwendungsbereich

 (1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe von Absatz 2 bis 7 für die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch Behörden und sonstige Stellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts (öffentliche
Stellen). Die öffentliche Stelle ist zugleich Verantwortlicher nach Artikel 4 Nummer 7 der Verordnung
(EU) 2016/679, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Dieses Gesetz gilt nicht für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten

1. durch das Landesamt für Verfassungsschutz im Rahmen der Erfüllung seiner Aufgaben nach § 3
des Landesverfassungsschutzgesetzes,

 

2. beim Vollzug des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes,

 

3. durch die Polizei sowie die Gerichte, Staatsanwaltschaften, das Justizministerium und die Justiz-
vollzugsbehörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und
der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und

 

4. durch andere für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständige Stellen,

 

soweit besondere Rechtsvorschriften keine abweichenden Regelungen treffen. § 30 gilt auch für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten nach Satz 3.

 (2) Als öffentliche Stellen gelten auch juristische Personen und sonstige Vereinigungen des privaten
Rechts, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen und an denen eine oder mehrere der
in Absatz 1 genannten juristischen Personen des öffentlichen Rechts mit absoluter Mehrheit der Antei-
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le oder absoluter Mehrheit der Stimmen beteiligt sind. Beteiligt sich eine juristische Person oder sonsti-
ge Vereinigung des privaten Rechts nach Satz 1 an einer weiteren Vereinigung des privaten Rechts, fin-
det Satz 1 entsprechende Anwendung. Nehmen nichtöffentliche Stellen hoheitliche Aufgaben der öffent-
lichen Verwaltung wahr, sind sie insoweit öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes.

 (3) Soweit besondere Rechtsvorschriften des Bundes oder des Landes auf personenbezogene Daten an-
zuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen
denen des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhalts per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden.

 (4) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen einer Tätigkeit stattfindet, die nicht
in den sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 oder der Richtlinie (EU) 2016/680
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhü-
tung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom
4. Mai 2016, S. 89) fällt, gelten die Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz ent-
sprechend, sofern die Verarbeitung nicht in besonderen Rechtsvorschriften geregelt ist. Die Artikel 30,
35 und 36 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten nur, soweit die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten automatisiert erfolgt oder die Daten in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert wer-
den sollen. Auf die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofs und der staatlichen Rechnungsprüfungsämter
finden Artikel 30 und Kapitel VI der Verordnung (EU) 2016/679 sowie §§ 25 und 26 dieses Gesetzes kei-
ne Anwendung.

 (5) Dieses Gesetz gilt für den Landtag sowie unbeschadet des Absatz 1 Nummer 3 für die Gerichte nur,
soweit sie in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden.

 (6) Soweit öffentliche Stellen als Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit am Wettbewerb teil-
nehmen, sind die für nichtöffentliche Stellen geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften entspre-
chend anzuwenden. Satz 1 gilt nicht für Zweckverbände.

 (7) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für die Verarbeitung personenbezogener Daten zur
Ausübung des Begnadigungsrechts.

§ 3
Sicherstellung des Datenschutzes

 (1) Bei der Datenverarbeitung sind angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Inter-
essen der betroffenen Person vorzusehen. Dabei sind der Stand der Technik, die Implementierungskos-
ten, die Art, der Umfang, die Umstände und die Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedliche
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für die Rechte
und Freiheiten natürlicher Personen zu berücksichtigen. Zu den Maßnahmen können insbesondere ge-
hören:

1. technische und organisatorische Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Verarbeitung gemäß
der Verordnung [EU] 2016/679 erfolgt,

 

2. Maßnahmen, die die nachträgliche Überprüfung und Feststellung gewährleisten, ob und von wem
personenbezogene Daten erfasst, verändert oder gelöscht worden sind,

 

3. die Sensibilisierung und Schulung der an Verarbeitungsvorgängen Beteiligten,

 

4. die Beschränkung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der öffentlichen Stel-
le und von Auftragsverarbeitern,

 

5. die Pseudonymisierung personenbezogener Daten,

 

6. die Verschlüsselung personenbezogener Daten,

 

7. die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und
Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten auf Dauer sicherzu-
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stellen, einschließlich der Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zu-
gang zu ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen,

 

8. die Einrichtung eines Verfahrens zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der
Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicher-
heit der Verarbeitung und

 

9. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Übermittlung oder Verarbeitung personenbe-
zogener Daten für andere Zwecke die Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes sowie der Ver-
ordnung [EU] 2016/679 sicherstellen.

 

 (2) Den bei öffentlichen Stellen beschäftigten Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten un-
befugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Das Datengeheimnis besteht nach Beendigung ihrer Tätigkeit
fort.

ABSCHNITT 2
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

personenbezogener Daten
§ 4

Zulässigkeit der Verarbeitung
personenbezogener Daten

 Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist unbeschadet sonstiger Bestimmungen zulässig, wenn
sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgabe oder in Ausübung öf-
fentlicher Gewalt, die der öffentlichen Stelle übertragen wurde, erforderlich ist.

§ 5
Datenverarbeitung zu anderen Zwecken

(Ergänzung zu Artikel 6 Absatz 3 und 4 der Verordnung [EU] 2016/679)

 (1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem sie
erhoben wurden, ist unbeschadet der Bestimmungen der Verordnung [EU] 2016/679 zulässig, wenn

1. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer unmittelbar drohenden Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erfor-
derlich ist,

 

2. sie zum Schutz der betroffenen Person oder zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung
der Rechte und Freiheiten einer anderen Person erforderlich ist,

 

3. sich bei der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung Anhaltspunkte für Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten von erheblicher Bedeutung ergeben und die Unterrichtung der für die Verhütung, Verfol-
gung oder Vollstreckung zuständigen Behörden erforderlich ist oder

 

4. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für
deren Unrichtigkeit bestehen,

 

soweit die Verarbeitung notwendig und verhältnismäßig ist.

 (2) Eine Verarbeitung gilt als mit den ursprünglichen Zwecken vereinbar, wenn sie

1. für die Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen benötigt wird oder

 

2. der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen oder der Prü-
fung und Wartung von automatisierten Verfahren dient.
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Dies gilt auch für die Verarbeitung zu eigenen Aus- und Fortbildungszwecken, soweit schutzwürdige Be-
lange der betroffenen Person nicht entgegenstehen.

 (3) Abweichend von Artikel 13 der Verordnung [EU] 2016/679 erfolgt eine Information der betroffenen
Person über die Datenverarbeitung nach Absatz 1 Nummern 1 bis 4 nicht, soweit und solange hierdurch
der Zweck der Verarbeitung gefährdet würde und die Interessen der öffentlichen Stelle an der Nichter-
teilung der Information die Interessen der betroffenen Person überwiegen.

 (4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zum Zweck der Datenschutzkontrolle, der Datensiche-
rung oder zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage verarbei-
tet werden, dürfen nur für diesen Zweck und hiermit in Zusammenhang stehende Maßnahmen gegen-
über Beschäftigten verarbeitet werden oder soweit dies zur Verhütung oder Verfolgung von Straftaten
gegen Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist.

§ 6
Übermittlung personenbezogener Daten

 (1) Die Übermittlung personenbezogener Daten zu anderen als ihren Erhebungszwecken ist zulässig,
wenn

1. sie zur Erfüllung einer der übermittelnden oder der empfangenden öffentlichen Stelle obliegen-
den Aufgabe erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 5
zulassen würden oder

 

2. der Empfänger eine nichtöffentliche Stelle ist, die ein berechtigtes Interesse an ihrer Kenntnis
glaubhaft darlegt und die betroffene Person kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss
der Übermittlung hat; dies gilt auch, soweit die Daten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu de-
nen sie erhoben wurden, übermittelt werden.

 

 (2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten trägt die über-
mittelnde öffentliche Stelle. Erfolgt die Übermittlung an eine öffentliche Stelle im Geltungsbereich des
Grundgesetzes auf deren Ersuchen, trägt diese die Verantwortung und erteilt die Informationen nach
Artikel 14 der Verordnung [EU] 2016/679. Die übermittelnde öffentliche Stelle hat im Falle des Satzes 2
lediglich zu prüfen, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der ersuchenden öffentli-
chen Stelle liegt. Die Rechtmäßigkeit des Ersuchens prüft sie nur, wenn im Einzelfall hierzu Anlass be-
steht.

 (3) Erfolgt die Übermittlung aufgrund eines automatisierten Verfahrens, welches die Übermittlung per-
sonenbezogener Daten durch Abruf ermöglicht, trägt die Verantwortung für die Rechtmäßigkeit des Ab-
rufs der Dritte, an den übermittelt wird. Die übermittelnde Stelle prüft die Zulässigkeit des Abrufs nur,
wenn dazu Anlass besteht. Sie hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung personenbezogener Daten
zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann.

§ 7
Datenverarbeitung in der gemeinsamen Dienststelle

 (1) Die örtlich zuständige öffentliche Stelle darf personenbezogene Daten nur den in einer gemeinsa-
men Dienststelle nach § 16 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes beschäftigten eigenen Bedienste-
ten zur Verarbeitung für eigene Aufgaben überlassen. Durch technische und organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, dass ein Zugriff auf die Daten nach Satz 1 durch Bedienstete anderer Behörden
nicht möglich ist. Soweit dies zur Sicherstellung einer sachgerechten Erledigung der eigenen Aufgaben
erforderlich ist, darf die örtlich zuständige öffentliche Stelle auch Bediensteten anderer Behörden, die in
der gemeinsamen Dienststelle beschäftigt sind, personenbezogene Daten zur Verarbeitung überlassen.
Im Rahmen einer solchen Datenverarbeitung unterliegen die Bediensteten anderer Behörden den Wei-
sungen der örtlich zuständigen öffentlichen Stelle. Hinsichtlich der Daten, die sie im Rahmen ihrer Tä-
tigkeit für die fremde Behörde zur Kenntnis nehmen, haben sie das Datengeheimnis gegenüber ihrer ei-
genen Dienststelle zu wahren. Das Nähere ist durch gemeinsame interne Dienstanweisungen zu regeln.
Verantwortlicher bleibt die örtlich zuständige öffentliche Stelle.
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 (2) Für gemeinsame Dienststellen nach § 27 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit gilt Absatz
1 entsprechend.

ABSCHNITT 3
Rechte der betroffenen Person

§ 8
Beschränkung der Informationspflicht

(Ergänzung zu Artikel 13 und 14 der Verordnung [EU] 2016/679)

 (1) Eine Pflicht zur Information der betroffenen Person besteht nicht, soweit und solange

1. die Information die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohle des Bundes oder eines
Landes Nachteile bereiten würde,

 

2. die Information die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von er-
heblicher Bedeutung gefährden würde,

 

3. die Information die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher Ansprüche be-
einträchtigen würde,

 

4. die Daten oder die Tatsache der Verarbeitung nach einer Rechtsvorschrift oder zum Schutze der
betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen geheim gehalten werden
müssen oder

 

5. die Information voraussichtlich die Verwirklichung des wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecks unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt

 

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung zurücktreten muss.

 (2) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Übermittlung personenbezogener Daten an Staatsan-
waltschaften, Polizeibehörden oder den Polizeivollzugsdienst, Verfassungsschutzbehörden und, soweit
sie in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur Überwa-
chung und Prüfung personenbezogene Daten speichern, an Behörden der Finanzverwaltung, ist diesen
Behörden vorab Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Satz 1 findet auch Anwendung auf die Über-
mittlung personenbezogener Daten an den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst
und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, an andere Behörden des Bundesministers der Ver-
teidigung. Satz 1 und 2 gelten entsprechend für die Information über die Herkunft der Daten von den
genannten Behörden.

 (3) Die Gründe für das Absehen von der Information sind zu dokumentieren.

§ 9
Beschränkung des Auskunftsrechts

(Ergänzung zu Artikel 15 der Verordnung [EU] 2016/679)

 (1) Die Auskunftserteilung kann aus den in § 8 Absatz 1 Nummern 1 bis 4 genannten Gründen abge-
lehnt werden. Die betroffene Person kann ferner keine Auskunft verlangen, soweit und solange die per-
sonenbezogenen Daten ausschließlich zu Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle
gespeichert sind und eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und organi-
satorische Maßnahmen ausgeschlossen ist und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der
Auskunftserteilung zurücktreten muss.

 (2) Sofern die öffentliche Stelle eine große Menge von Informationen über die betroffene Person verar-
beitet, kann sie sich auf die Benennung der Verarbeitungsvorgänge und der Art der verarbeiteten Daten
beschränken, wenn sie im Übrigen von der betroffenen Person eine Präzisierung verlangt, auf welche In-
formation oder welche Verarbeitungsvorgänge sich ihr Auskunftsersuchen bezieht. Kommt die betroffe-
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ne Person dem Verlangen nicht nach, kann die Auskunft verweigert werden, soweit die Auskunftsertei-
lung einen unzumutbaren Aufwand auslösen würde.

 (3) § 8 Absatz 2 gilt entsprechend.

 (4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung ist zu begründen, es sei denn, durch die Mitteilung der Grün-
de würde der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet. In diesem Fall sind die Grün-
de der Auskunftsverweigerung zu dokumentieren. Die betroffene Person ist auf die Möglichkeit der Be-
schwerde bei der oder dem Landesbeauftragten für den Datenschutz hinzuweisen.

 (5) Wird der betroffenen Person keine Auskunft erteilt, ist sie auf ihr Verlangen der oder dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz zu erteilen, soweit nicht die jeweils zuständige oberste Landesbehörde
im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet würde. Die
Mitteilung der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz an die betroffene Person über das Er-
gebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der öffent-
lichen Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weiter gehenden Auskunft zustimmt.

§ 10
Beschränkung des Rechts auf Löschung

(Ergänzung zu Artikel 17 der Verordnung [EU] 2016/679)

 (1) Die Bestimmungen des Landesarchivgesetzes zur Anbietungspflicht sowie sonstige gesetzliche oder
satzungsmäßige Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten bleiben unberührt.

 (2) Die Pflicht zur Löschung personenbezogener Daten nach Artikel 17 der Verordnung [EU] 2016/679
besteht nicht, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interes-
sen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. In diesem Fall tritt an die Stelle einer Löschung ei-
ne Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 der Verordnung [EU] 2016/679. Die öffentliche Stel-
le unterrichtet die betroffene Person über das Absehen von der Löschung und die Einschränkung der
Verarbeitung. Widerspricht die betroffene Person dem Absehen von der Löschung, sind die Daten zu lö-
schen.

 (3) Ist eine Löschung im Falle nichtautomatisierter Datenverarbeitung wegen der besonderen Art der
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und ist das Interesse der
betroffenen Person an der Löschung als gering anzusehen, besteht das Recht der betroffenen Person
auf und die Pflicht der öffentlichen Stelle zur Löschung personenbezogener Daten nicht. In diesem Fall
tritt an die Stelle einer Löschung eine Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 der Verordnung
[EU] 2016/679. Satz 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn die personenbezogenen Daten unrechtmä-
ßig verarbeitet wurden.

§ 11
Beschränkung der Benachrichtigungspflicht

(Ergänzung zu Artikel 34 der Verordnung [EU] 2016/679)

 Die öffentliche Stelle kann von der Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten betroffenen Person absehen, soweit und solange

1. die Benachrichtigung die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohle des Bundes
oder eines Landes Nachteile bereiten würde,

 

2. die Daten oder die Tatsache der Verarbeitung nach einer Rechtsvorschrift oder zum Schutze der
betroffenen Person oder der Rechte anderer Personen geheim gehalten werden müssen oder

 

3. die Benachrichtigung die Sicherheit von Systemen der Informationstechnologie gefährden würde

 

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Benachrichtigung zurücktreten muss.

ABSCHNITT 4
Besondere Verarbeitungssituationen
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§ 12
Verarbeitung personenbezogener Daten,

die einem Berufs- oder besonderen
Amtsgeheimnis unterliegen

 (1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die
der öffentlichen Stelle in Ausübung einer Berufs- oder Amtspflicht übermittelt worden sind, dürfen von
der öffentlichen Stelle nur für den Zweck verarbeitet werden, für den sie die Daten erhalten hat. Artikel
9 der Verordnung (EU) 2016/679 bleibt unberührt.

 (2) Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet werden, wenn

1. die Änderung des Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist oder

 

2. die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummern 1 bis 3, § 13 Absatz 1 oder § 14 Absatz 1 vorlie-
gen und die zur Verschwiegenheit verpflichtete Stelle zugestimmt hat.

 

§ 13
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen

oder historischen Forschungszwecken
und zu statistischen Zwecken

 (1) Öffentliche Stellen dürfen personenbezogene Daten einschließlich besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten für wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke
verarbeiten, wenn die Zwecke auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand er-
reicht werden können und die Interessen der öffentlichen Stelle an der Durchführung des Forschungs-
oder Statistikvorhabens die Interessen der betroffenen Person an einem Ausschluss der Verarbeitung
überwiegen. Besondere Kategorien personenbezogener Daten sind die in Artikel 9 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 genannten Daten.

 (2) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Sta-
tistikzweck möglich ist, es sei denn, berechtigte Interessen der betroffenen Person stehen dem entge-
gen. Bis zur Anonymisierung sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben einer
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben
nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder Statistikzweck dies erfordert.

 (3) Die wissenschaftliche oder historische Forschung betreibenden öffentlichen Stellen dürfen perso-
nenbezogene Daten außer bei Einwilligung nur veröffentlichen, soweit dies für die Darstellung von For-
schungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist.

 (4) Die in Artikel 15, 16, 18 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rechte der betroffe-
nen Person sind insoweit beschränkt, als diese Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der jeweiligen
Forschungs- oder Statistikzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Beschrän-
kung für die Erfüllung der jeweiligen Forschungs- oder Statistikzwecke notwendig ist. Das Recht auf Aus-
kunft gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht darüber hinaus nicht, wenn die Daten für
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erforderlich sind und die Auskunftserteilung einen unverhält-
nismäßigen Aufwand erfordern würde.

§ 14
Datenverarbeitung zu im öffentlichen Interesse

liegenden Archivzwecken

 (1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten ist zulässig, wenn sie für im öf-
fentlichen Interesse liegende Archivzwecke erforderlich ist.

 (2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 be-
steht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Namen der Person erschlossen ist oder keine Angaben
gemacht werden, die das Auffinden des betreffenden Archivguts mit vertretbarem Verwaltungsaufwand
ermöglichen.
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 (3) Das Recht auf Berichtigung der betroffenen Person gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679
besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken im öffentlichen Interesse verar-
beitet werden. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die
Möglichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendar-
stellung den Unterlagen hinzuzufügen.

 (4) Die in Artikel 18, 19, 20 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rechte bestehen nicht,
soweit diese Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der im öffentlichen Interesse liegenden Archiv-
zwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser
Zwecke erforderlich sind.

 (5) Soweit öffentliche Stellen verpflichtet sind, Unterlagen einem öffentlichen Archiv zur Übernahme an-
zubieten, ist eine Löschung erst zulässig, nachdem die Unterlagen dem öffentlichen Archiv angeboten
und von diesem nicht als archivwürdig übernommen worden sind oder über die Übernahme nicht inner-
halb der gesetzlichen Frist entschieden worden ist.

§ 15
Datenverarbeitung bei Dienst-

und Arbeitsverhältnissen

 (1) Personenbezogene Daten von Bewerberinnen und Bewerbern sowie Beschäftigten dürfen verarbeitet
werden, soweit dies zur Eingehung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des jeweiligen Dienst-
oder Arbeitsverhältnisses oder zur Durchführung innerdienstlich planerischer, organisatorischer, per-
soneller, sozialer oder haushalts- und kostenrechnerischer Maßnahmen, insbesondere zu Zwecken der
Personalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich oder in einer Rechtsvorschrift, einem Tarifver-
trag oder einer Dienst- oder Betriebsvereinbarung (Kollektivvereinbarung) vorgesehen ist. Die Verarbei-
tung ist auch zulässig, wenn sie zur Ausübung oder Erfüllung der sich aus einem Gesetz, einem Tarif-
vertrag oder einer Kollektivvereinbarung ergebenden Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der
Beschäftigten erforderlich ist.

 (2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen für Zwecke des Beschäftigungsverhältnis-
ses verarbeitet werden, soweit die Verarbeitung erforderlich ist, um den Rechten und Pflichten der öf-
fentlichen Stellen oder der betroffenen Person, auch aufgrund von Kollektivvereinbarungen, auf dem
Gebiet des Dienst- und Arbeitsrechts sowie des Rechts der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes
zu genügen und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen
Person an dem Ausschluss der Verarbeitung überwiegt.

 (3) Im Zusammenhang mit der Begründung eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses ist die Erhebung
personenbezogener Daten einer Bewerberin oder eines Bewerbers bei dem bisherigen Dienstherrn oder
Arbeitgeber nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat. Satz 1 gilt entsprechend für die
Übermittlung personenbezogener Daten an künftige Dienstherren oder Arbeitgeber.

 (4) Auf die Verarbeitung von Personalaktendaten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Aus-
zubildenden in einem privatrechtlichen Ausbildungsverhältnis finden die für Beamtinnen und Beamte
geltenden Vorschriften des § 50 des Beamtenstatusgesetzes und der §§ 83 bis 88 des Landesbeamten-
gesetzes entsprechende Anwendung, es sei denn, besondere Rechtsvorschriften oder tarifliche Verein-
barungen gehen vor.

 (5) Zur Aufdeckung von Straftaten und schwerwiegenden Pflichtverletzungen dürfen personenbezogene
Daten von Beschäftigten nur dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche Anhalts-
punkte den Verdacht begründen, dass die betroffene Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat
oder schwerwiegende Pflichtverletzung begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist
und das schutzwürdige Interesse der oder des Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht
überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.

 (6) Die Verarbeitung biometrischer Daten von Beschäftigten zu Authentifizierungs- und Autorisierungs-
zwecken ist untersagt, es sei denn, die betroffene Person hat ausdrücklich eingewilligt oder sie ist durch
Dienst- oder Betriebsvereinbarung geregelt und für die Datenverarbeitung besteht jeweils ein dringen-
des dienstliches Bedürfnis.

 (7) Eine Überwachung von Beschäftigten mit Hilfe optisch-elektronischer Einrichtungen zum Zwecke der
Verhaltens- und Leistungskontrolle ist unzulässig. Absatz 5 bleibt unberührt. Für sonstige technische
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Einrichtungen gilt Absatz 1 entsprechend; die öffentliche Stelle muss geeignete Maßnahmen treffen, um
sicherzustellen, dass insbesondere die in Artikel 5 der Verordnung (EU) 2016/679 dargelegten Grundsät-
ze für die Verarbeitung personenbezogener Daten eingehalten werden.

 (8) Beschäftigte sind alle bei öffentlichen Stellen beschäftigten Personen unabhängig von der Rechts-
form des Beschäftigungsverhältnisses. Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäf-
tigten bleiben unberührt.

§ 16
Öffentliche Auszeichnungen und Ehrungen

 (1) Zur Entscheidung über öffentliche Auszeichnungen und Ehrungen dürfen personenbezogene Daten
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden; die öffentlichen
Stellen sind insofern nicht zur Informations- und Auskunftserteilung gemäß Artikel 13 bis 15 der Verord-
nung (EU) 2016/679 verpflichtet.

 (2) Zu anderen Zwecken dürfen die Daten nicht verarbeitet werden, es sei denn, sie werden für proto-
kollarische Zwecke benötigt.

§ 17
Verarbeitung personenbezogener Daten

im öffentlichen Interesse

 (1) Für die Überprüfung der Zuverlässigkeit von Besuchern, Mitarbeitern von Unternehmen und anderen
Organisationen sowie sonstigen Personen, die in sicherheits- oder sicherheitstechnisch relevante Berei-
che gelangen sollen, für die öffentliche Stellen Verantwortung tragen, gilt § 15 Absatz 1 Satz 1 entspre-
chend mit der Maßgabe, dass zusätzlich die Einwilligung der betroffenen Person erforderlich ist. Beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten sowie Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln dürfen nur aufgrund einer ausdrücklichen
Einwilligung verarbeitet werden.

 (2) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener Daten zulässig, wenn die Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen
öffentlichen Interesses oder zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforder-
lich ist und die Interessen der öffentlichen Stelle an der Datenverarbeitung die Interessen der betroffe-
nen Person überwiegen.

§ 18
Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume

 (1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit Hilfe optisch-elektronischer Einrichtungen (Vi-
deoüberwachung) sowie die Verarbeitung der dadurch erhobenen personenbezogenen Daten ist zuläs-
sig, soweit dies im Rahmen der Erfüllung öffentlicher Aufgaben oder in Ausübung des Hausrechts im
Einzelfall erforderlich ist,

1. um Leben, Gesundheit, Freiheit oder Eigentum von Personen, die sich in öffentlichen Einrichtun-
gen, öffentlichen Verkehrsmitteln, Amtsgebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen öffentlicher
Stellen oder in deren unmittelbarer Nähe aufhalten, oder

 

2. um Kulturgüter, öffentliche Einrichtungen, öffentliche Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder sonsti-
ge bauliche Anlagen öffentlicher Stellen sowie die dort oder in deren unmittelbarer Nähe befindli-
chen Sachen

 

zu schützen und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der betroffenen
Personen überwiegen.

 (2) Die Videoüberwachung ist durch geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar
zu machen; dabei ist der Verantwortliche mitzuteilen.
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 (3) Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur weiterverarbeitet werden, soweit dies zur Abwehr
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erhebli-
cher Bedeutung oder von Straftaten erforderlich ist.

 (4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, besteht die
Pflicht zur Information der betroffenen Person über diese Verarbeitung nach Artikel 13 und 14 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679. § 8 gilt entsprechend.

 (5) Die Videoaufzeichnungen und daraus gefertigte oder sich auf die Videoüberwachung beziehende Un-
terlagen sind unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach der Datenerhebung zu löschen, soweit
sie nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten oder
zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen benötigt werden.

 (6) Öffentliche Stellen haben ihren jeweiligen Datenschutzbeauftragten unbeschadet des Artikels 35
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 rechtzeitig vor dem erstmaligen Einsatz einer Videoüberwa-
chungseinrichtung den Zweck, die räumliche Ausdehnung und die Dauer der Videoüberwachung, den
betroffenen Personenkreis, die Maßnahmen nach Absatz 2 und die vorgesehenen Auswertungen mitzu-
teilen und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 19
Verarbeitung personenbezogener Daten zu
künstlerischen und literarischen Zwecken

 (1) Werden personenbezogene Daten zu künstlerischen und literarischen Zwecken verarbeitet, gelten
neben Absatz 2 und 3 nur Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, Artikel 24 und
32, sowie Kapitel I, VI, VIII, X und XI der Verordnung (EU) 2016/679. Artikel 82 der Verordnung (EU)
2016/679 gilt mit der Maßgabe, dass nur für unzureichende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. Den betroffenen Personen ste-
hen nur die in Absatz 2 und 3 genannten Rechte zu.

 (2) Führt die künstlerische oder literarische Offenlegung oder Verbreitung personenbezogener Daten zu
hierauf bezogenen Maßnahmen wie Gegendarstellungen, Verpflichtungserklärungen, Gerichtsentschei-
dungen oder Widerrufen sind diese Maßnahmen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und dort für
dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst und bei einer Übermittlung der Daten gemein-
sam mit diesen zu übermitteln.

 (3) Wird jemand durch die künstlerische oder literarische Offenlegung oder Verbreitung personenbezo-
gener Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann er Auskunft über die zugrunde liegen-
den, zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen.

ABSCHNITT 5
Unabhängige Aufsichtsbehörden

§ 20
Errichtung

 (1) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist eine unabhängige, nur dem Gesetz unter-
worfene oberste Landesbehörde. Der Dienstsitz ist Stuttgart.

 (2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter
der Beamtinnen und Beamten der Behörde. Die Beschäftigten der oder des Landesbeauftragten für den
Datenschutz sind ausschließlich an ihre oder seine Weisungen gebunden.

 (3) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz kann Aufgaben der Personalverwaltung und
Personalwirtschaft auf andere Stellen des Landes übertragen, soweit hierdurch ihre oder seine Unab-
hängigkeit nicht beeinträchtigt wird. Diesen Stellen dürfen personenbezogene Daten der Beschäftigten
übermittelt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die
Aufgabenübertragung nach Satz 1 kann nur im Einvernehmen mit der anderen Stelle erfolgen.

§ 21
Unabhängigkeit
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 (1) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz handelt bei der Erfüllung ihrer oder seiner Auf-
gaben und bei der Ausübung ihrer oder seiner Befugnisse völlig unabhängig.

 (2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz unterliegt der Rechnungsprüfung durch den
Rechnungshof, soweit hierdurch ihre oder seine Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird.

 (3) Die Abgeordneten des Landtags sind berechtigt, Anfragen an die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz zu richten, zu deren Beantwortung diese oder
dieser nur verpflichtet ist, soweit hierdurch nicht ihre oder seine Unabhängigkeit beeinträchtigt wird.

§ 22
Ernennung und Amtszeit

 (1) Der Landtag wählt ohne Aussprache auf Vorschlag der Landesregierung mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder die Landesbeauftragte für den Datenschutz oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz.
Diese oder dieser soll neben der erforderlichen Erfahrung und Sachkunde insbesondere im Bereich des
Schutzes personenbezogener Daten die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs-
dienst haben oder für eine andere Laufbahn des höheren Dienstes befähigt sein.

 (2) Die oder der Gewählte wird von der Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten ernannt.
Sie oder er wird vor dem Landtag auf das Amt verpflichtet.

 (3) Die Amtszeit der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz beträgt sechs Jahre. Die zweima-
lige Wiederwahl ist zulässig.

§ 23
Amtsverhältnis

 (1) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Land.

 (2) Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident kann die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz ihres oder seines Amtes entheben, wenn die-
se oder dieser eine schwere Verfehlung begangen hat oder die Voraussetzungen für die Wahrnehmung
ihrer oder seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. Die Amtsenthebung bedarf der Zustimmung von zwei Drit-
teln der Mitglieder des Landtags. Die Amtsenthebung wird mit der Zustellung der Urkunde durch die
Landtagspräsidentin oder den Landtagspräsidenten wirksam.

 (3) Die Leitende Beamtin oder der Leitende Beamte der Dienststelle der oder des Landesbeauftragten
für den Datenschutz nimmt die Rechte und Pflichten der oder des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz wahr, wenn die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz an der Ausübung ihres oder sei-
nes Amtes verhindert ist oder wenn ihr oder sein Amtsverhältnis geendet hat. § 21 Absatz 1 gilt in den
genannten Fällen entsprechend.

 (4) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz erhält vom Beginn des Kalendermonats an,
in dem das Amtsverhältnis beginnt, bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis
endet, Bezüge in Höhe des Grundgehalts der Besoldungsgruppe B 5. Daneben werden der Familienzu-
schlag sowie sonstige Besoldungsbestandteile, Trennungsgeld, Reisekostenvergütung, Umzugskosten-
vergütung und Beihilfen in Krankheits-, Geburts- oder Todesfällen in sinngemäßer Anwendung der für
Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschriften gewährt.

 (5) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz erhält nach dem Ausscheiden aus dem Amt
Versorgungsbezüge in sinngemäßer Anwendung der für Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschrif-
ten.

§ 24
Rechte und Pflichten

 (1) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz hat von allen mit den Aufgaben ihres oder sei-
nes Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen abzusehen und während ihrer oder seiner Amtszeit kei-
ne andere mit ihrem oder seinem Amt nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit
auszuüben. Insbesondere darf die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz neben ihrem oder
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seinem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Lei-
tung, dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer Re-
gierung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören. Sie oder er
darf nicht gegen Entgelt außergerichtliche Gutachten abgeben.

 (2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz hat der Landtagspräsidentin oder dem Land-
tagspräsidenten Mitteilung über Geschenke zu machen, die sie oder er in Bezug auf das Amt erhält. Die
Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident entscheidet über die Verwendung der Geschenke; sie
oder er kann Verfahrensvorschriften erlassen.

 (3) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist, auch nach Beendigung ihres oder seines
Amtsverhältnisses, verpflichtet, über die ihr oder ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die oder der Landes-
beauftragte für den Datenschutz entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und inwieweit sie oder
er oder ihre oder seine Beschäftigten über solche Angelegenheiten vor Gericht oder außergerichtlich
aussagen oder Erklärungen abgeben. Wenn sie oder er nicht mehr im Amt ist, ist die Genehmigung der
oder des amtierenden Landesbeauftragten für den Datenschutz erforderlich. Satz 1, 2 und 4 gelten ent-
sprechend für die Beschäftigten der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit bei ihrer oder seiner Dienststelle.

 (4) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz hat für die Dauer von zwei Jahren nach der Be-
endigung ihrer oder seiner Amtszeit von allen mit den Aufgaben ihres oder seines früheren Amtes nicht
zu vereinbarenden Handlungen und entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeiten abzusehen.

 (5) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz darf als Zeugin oder Zeuge aussagen, es sei
denn, die Aussage würde dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten, insbesondere
Nachteile für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines Landes oder ihre Beziehungen
zu anderen Staaten, oder Grundrechte verletzen. Betrifft die Aussage laufende oder abgeschlossene
Vorgänge, die dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung der Landesregierung zuzurechnen sind
oder sein könnten, darf die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz nur im Benehmen mit der
Landesregierung aussagen.

§ 25
Aufgaben und Befugnisse

 (1) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne des
Artikels 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 im Geltungsbereich dieses Gesetzes, es sei denn,
besondere Vorschriften regeln eine andere Zuständigkeit. Sie oder er ist zugleich Aufsichtsbehörde für
den Datenschutz für nichtöffentliche Stellen nach § 40 des Bundesdatenschutzgesetzes.

 (2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz nimmt auch im Anwendungsbereich des § 2 Ab-
satz 4 die Aufgaben gemäß Artikel 57 der Verordnung (EU) 2016/679 wahr und übt die Befugnisse ge-
mäß Artikel 58 der Verordnung (EU) 2016/679 aus. Bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und den
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts sowie
bei den in § 2 Absatz 2 genannten Stellen ist das vertretungsberechtigte Organ der Verantwortliche.

 (3) Jede oder jeder kann sich an die Landesbeauftragte für den Datenschutz oder den Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz wenden, wenn sie oder er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer oder sei-
ner personenbezogenen Daten durch eine öffentliche Stelle in ihren oder seinen Rechten verletzt wor-
den zu sein. Wer von seinem Recht nach Satz 1 Gebrauch gemacht hat, darf aus diesem Grund nicht be-
nachteiligt oder gemaßregelt werden.

 (4) Stellt die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz Verstöße gegen die Vorschriften dieses
Gesetzes oder gegen andere Vorschriften über den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten fest, teilt sie oder er dies bei den öffentlichen Stellen des
Landes der zuständigen Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde mit und gibt dieser vor Ausübung der Be-
fugnisse des Artikels 58 Absatz 2 Buchstaben b bis g und j der Verordnung (EU) 2016/679 Gelegenheit
zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und
den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts
sowie den in § 2 Absatz 2 genannten Stellen tritt an die Stelle der Rechts- und Fachaufsichtsbehörde
das vertretungsberechtigte Organ; zugleich unterrichtet die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz die zuständige Aufsichtsbehörde. Von der Einräumung der Gelegenheit zur Stellungnahme kann
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abgesehen werden, wenn eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen In-
teresse notwendig erscheint oder ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegensteht. Die Stellung-
nahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der oder des
Landesbeauftragten für den Datenschutz getroffen worden oder beabsichtigt sind.

 (5) § 29 Absatz 3 des Bundesdatenschutzgesetzes bleibt unberührt und gilt entsprechend für die Nota-
rinnen und Notare des Landes. Im Übrigen erstreckt sich die Kontrolle der oder des Landesbeauftragten
für den Datenschutz auch auf personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsge-
heimnis unterliegen. Erlangt die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz im Rahmen einer Un-
tersuchung Kenntnis von Daten, die einer Geheimhaltungspflicht unterliegen, gilt die Geheimhaltungs-
pflicht auch für die Landesbeauftragte für den Datenschutz oder den Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz.

§ 26
Pflicht zur Unterstützung

 (1) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, die Landesbeauftragte für den Datenschutz oder den Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz und ihre oder seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer oder sei-
ner Aufgaben zu unterstützen. Ihnen ist im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse insbesondere

1. Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten, insbesondere in die gespei-
cherten Daten und die Datenverarbeitungsprogramme zu gewähren, die im Zusammenhang mit
der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen und

 

2. jederzeit Zutritt zu den Diensträumen einschließlich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geräte
zu gewähren.

 

 (2) Die Ministerien beteiligen die Landesbeauftragte für den Datenschutz oder den Landesbeauftragten
für den Datenschutz rechtzeitig bei der Ausarbeitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, welche
die Verarbeitung personenbezogener Daten betreffen.

§ 27
Rundfunkbeauftragte oder Rundfunkbeauftragter

für den Datenschutz

 (1) Der Südwestrundfunk ernennt für die Dauer von sechs Jahren eine Rundfunkbeauftragte für den
Datenschutz oder einen Rundfunkbeauftragten für den Datenschutz, die oder der für alle Tätigkeiten
des Südwestrundfunks und seiner Beteiligungsunternehmen nach § 16c Absatz 3 Satz 1 des Rundfunk-
staatsvertrages an Stelle der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz zuständige Aufsichts-
behörde nach Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist. Die Ernennung erfolgt durch den
Rundfunkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrats. Die zweimalige Wiederernennung ist zulässig.

 (2) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz muss über die für die Erfüllung der Aufga-
ben und Ausübung der Befugnisse erforderliche Qualifikation, nachgewiesen durch ein abgeschlossenes
Hochschulstudium, sowie über Erfahrung und Sachkunde, insbesondere im Bereich des Schutzes perso-
nenbezogener Daten, verfügen.

 (3) Die Dienststelle der oder des Rundfunkbeauftragten für den Datenschutz wird bei der Geschäftsstel-
le des Rundfunk- und Verwaltungsrats eingerichtet. Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Daten-
schutz ist angemessen zu vergüten. Nähere Bestimmungen, insbesondere die Grundsätze der Vergü-
tung, trifft der Rundfunkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrats in einer Satzung. Ihr oder ihm ist die
für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben und Befugnisse notwendige Personal-, Finanz- und Sach-
ausstattung zur Verfügung zu stellen. Die hierfür vorgesehenen Mittel sind jährlich, öffentlich und ge-
sondert im Haushaltsplan des Südwestrundfunks auszuweisen und der oder dem Rundfunkbeauftragten
für den Datenschutz im Haushaltsvollzug zuzuweisen. Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Daten-
schutz ist in der Wahl ihrer oder seiner Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter frei. Sie unterstehen allein ih-
rer oder seiner Leitung.

 (4) Das Amt der oder des Rundfunkbeauftragten für den Datenschutz kann nicht neben anderen Aufga-
ben innerhalb des Südwestrundfunks und seiner Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wahrgenommen
werden. Sonstige Aufgaben müssen mit dem Amt der oder des Rundfunkbeauftragten für den Daten-
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schutz zu vereinbaren sein und dürfen ihre oder seine Unabhängigkeit nicht gefährden. Das Amt endet
mit Ablauf der Amtszeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Erreichen des gesetzlichen oder tarifvertrag-
lich geregelten Renteneintrittsalters. Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz kann ih-
res oder seines Amtes nur enthoben werden, wenn sie oder er eine schwere Verfehlung begangen hat
oder die Voraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. Dies ge-
schieht durch Beschluss des Rundfunkrats auf Vorschlag des Verwaltungsrats; die oder der Rundfunkbe-
auftragte für den Datenschutz ist vor der Entscheidung zu hören.

 (5) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz ist in Ausübung ihres oder seines Amtes
völlig unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Sie oder er unterliegt keiner Dienst-, Rechts- und
Fachaufsicht. Der Finanzkontrolle des Verwaltungsrats unterliegt sie oder er nur insoweit, als ihre oder
seine Unabhängigkeit dadurch nicht beeinträchtigt wird. Die Mitglieder des Rundfunkrats und des Ver-
waltungsrats sind berechtigt, Anfragen an die Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz oder den Rund-
funkbeauftragten für den Datenschutz zu richten, soweit hierdurch ihre oder seine Unabhängigkeit nicht
beeinträchtigt wird.

 (6) Jeder kann sich an die Rundfunkbeauftrage für den Datenschutz oder den Rundfunkbeauftragten für
den Datenschutz wenden, wenn sie oder er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer oder seiner perso-
nenbezogenen Daten durch den Südwestrundfunk oder eines seiner Beteiligungsunternehmen nach Ab-
satz 1 Satz 1 in seinen Rechten verletzt worden zu sein.

 (7) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz hat die Aufgaben und Befugnisse entspre-
chend Artikel 57 und Artikel 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung (EU) 2016/679. Gegen den Südwestrund-
funk dürfen keine Geldbußen verhängt werden. § 25 Absatz 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
die Mitteilung an die Intendantin oder den Intendanten unter gleichzeitiger Unterrichtung des Verwal-
tungsrats zu richten ist. Dem Verwaltungsrat ist auch die Stellungnahme der Intendantin oder des Inten-
danten zuzuleiten. Von einer Beanstandung und Unterrichtung kann abgesehen werden, wenn es sich
um unerhebliche Mängel handelt oder wenn ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist.

 (8) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz hat auch für die Dauer von zwei Jahren nach
der Beendigung ihrer oder seiner Amtszeit von allen mit den Aufgaben ihres oder seines früheren Amtes
nicht zu vereinbarenden Handlungen und entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeiten abzusehen.

 (9) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz ist während und nach Beendigung ihres oder
seines Amtsverhältnisses verpflichtet, über die ihr oder ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenhei-
ten und vertraulichen Informationen Verschwiegenheit zu bewahren. Bei der Zusammenarbeit mit ande-
ren Aufsichtsbehörden ist, soweit die Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken betroffen ist, der
Informantenschutz zu wahren.

 (10) Die oder der Rundfunkbeauftragte für den Datenschutz erstattet den Organen des Südwestrund-
funks jährlich einen Tätigkeitsbericht nach Artikel 59 der Verordnung (EU) 2016/679. Der Bericht wird
den Landtagen und den Landesregierungen der unterzeichnenden Länder des Staatsvertrags über den
Südwestrundfunk übermittelt. Der Bericht wird veröffentlicht.

ABSCHNITT 6
Sanktionen

§ 28
Ordnungswidrigkeiten

(Ergänzung zu Artikel 83 Absatz 7 der Verordnung [EU] 2016/679)

 Gegen öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 dürfen keine Geldbußen verhängt werden, es
sei denn, die öffentlichen Stellen nehmen als Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit am Wett-
bewerb teil.

§ 29
Strafvorschrift

(Ergänzung zu Artikel 84 der Verordnung [EU] 2016/679)

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
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1. unbefugt von diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) 2016/679 geschützte personenbezogene
Daten, die nicht allgemein zugänglich sind,
a) speichert, nutzt, verändert, übermittelt oder löscht,

 

b) zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithält oder

 

c) abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft oder

 

 

2. durch unrichtige Angaben personenbezogene Daten, die durch dieses Gesetz oder die Verord-
nung (EU) 2016/679 geschützt werden und nicht allgemein zugänglich sind, erschleicht

 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern oder ei-
nen anderen zu schädigen.

 (2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, die öffentliche
Stelle, der Auftragsverarbeiter, die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz, die oder der Rund-
funkbeauftragte für den Datenschutz und die Aufsichtsbehörden.

ABSCHNITT 7
Übergangsbestimmungen

§ 30
Polizeibehörden und Polizeivollzugsdienst, Justizbehörden,

Landesamt für Verfassungsschutz und
Vollzug des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes

 (1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizeibehörden und den Polizeivollzugs-
dienst gilt, soweit sie nicht die Verordnung (EU) 2016/679 anzuwenden haben, das Landesdatenschutz-
gesetz in der am 20. Juni 2018 geltenden Fassung weiter, bis die Regelungen des Landes Baden-Würt-
temberg zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 für den Bereich der Polizei in Kraft treten.

 (2) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu den in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d der Verord-
nung (EU) 2016/679 genannten Zwecken durch das Justizministerium und die Justizvollzugsbehörden
sowie durch die ordentlichen Gerichte und die Staatsanwaltschaften des Landes, soweit sie zu diesen
Zwecken in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden, sowie für die Behörden des Landes, die perso-
nenbezogene Daten zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten verarbeiten, gilt das Lan-
desdatenschutzgesetz in der am 20. Juni 2018 geltenden Fassung weiter, bis das Gesetz des Landes Ba-
den-Württemberg zur Anpassung des besonderen Datenschutzrechts an die Verordnung und zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2016/680 für den Geschäftsbereich des Justizministeriums sowie für die zur
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden des Landes in Kraft tritt.

 (3) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz im Rah-
men der Erfüllung seiner Aufgaben nach § 3 des Landesverfassungsschutzgesetzes und beim Vollzug
des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes gilt das Landesdatenschutzgesetz in der am 20. Juni 2018
geltenden Fassung weiter, bis das Gesetz des Landes Baden-Württemberg zur Änderung des Landesver-
fassungsschutzgesetzes und anderer Gesetze in Kraft tritt.

§ 31
Überleitungsvorschriften

 (1) Der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Amt befindliche Landesbeauftragte für den
Datenschutz gilt ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes als in ein Amt nach § 23 Absatz 1 beru-
fen. Mit der Berufung in dieses Amt endet sein Beamtenverhältnis auf Zeit. Seine Amtszeit endet am 31.
Dezember 2022.

 (2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die Angehörigen des öffentlichen Dienstes bei dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz vom Landtag zu dem Landesbeauftragten für den Datenschutz versetzt.
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 (3) Der Personalrat bei der Dienststelle des Landesbeauftragten für den Datenschutz besteht ab Inkraft-
treten dieses Gesetzes bis zu seiner Neuwahl als Personalrat bei dem Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz fort.
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